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Petition fürErhalt
vonGrünraum
eingereicht

Bauprojekt In der Maiengasse
plant das Basler Bürgerspital
(BSB) einen viergeschossigen
Neubau mit acht Wohnungen.
Doch der Widerstand gegen das
Vorhaben ist gross. In den ver-
gangenen Wochen wurden
Unterschriften für eine Petition
gesammelt. Am Mittwoch über-
gaben Komiteevertreter im Hof
des Rathauses die 1081 Unter-
schriften der grossrätlichen
Petitionskommission.

«Wir haben Unterstützung
aus allen Quartieren erhalten»,
sagte Silvan Latscha, der die Pe-
tition lanciert hat. «Ein grosser
Teil der Bevölkerung steht hin-
ter der übergeordneten Forde-
rung unserer Petition: Man soll
sich Gedanken zu Verdichtung
und Grünraum machen – gerade
angesichts des Klimawandels.»
Hinter dem Begehren stehen
auch das Komitee der Klimage-
rechtigkeits-Initiative und der
Verein Ökostadt.

ZahlreicheEinsprachen
undRekurse
Die Petitionskommission wird
das Begehren in den Grossen
Rat tragen. Da die Petition aber
rechtlich nicht bindend ist, muss
der Regierungsrat allfällige For-
derungen nicht erfüllen.

Das Bundesgericht wies die
Rekurse gegen das Neubaupro-
jekt 2017 ab. Da die Abweisun-
gen jedoch angefochten wur-
den, liegt der Ball jetzt beim Bas-
ler Appellationsgericht. Das
Bürgerspital plant das Gebäude
auf einer unbebauten Parzelle
zwischen Maiengasse, Friedens-
gasse, Mittlerer Strasse und Mis-
sionsstasse. (bwi)

ZeichenfürdienächsteGeneration
Das vom Grossen Rat angenommene Budgetpostulat ist ein Erfolg für die offene Kinder- und Jugendarbeit.

Neomi Agosti

Die Jugendarbeit Basel (JuAr) ist
seit 1942 die grösste und bedeu-
tendste Organisation der Basler
Jugendarbeit. Die JuAr betreibt
unter anderem acht Jugendhäu-
ser, ein Mädchentreff, die Ju-
gendberatungundderBaslerFe-
rienpass. Ein Drittel ihrer Finan-
zierung mobilisiert der Verein
über Stiftungsbeiträge, für den
Rest der Finanzhilfe ist das Er-
ziehungsdepartement des Kan-
tons Basel-Stadt zuständig.

Die Teuerung macht sich
dieses Jahr auch in der Schweiz
bemerkbar und eine Nicht-Er-
stattung des Teuerungsaus-
gleichs hätte für die JuAr fatale
Folgen. Es droht der Stellenab-
bau und die Schliessung von An-
geboten.GemässStaatsbeitrags-
gesetz des Kantons Basel-Stadt
gibt es in der Regel bei Finanz-
hilfen erst einen Teuerungsaus-
gleich, wenn die Personalkosten
mindestens 70 Prozent der ge-
samten Betriebskosten ausma-
chen. Die JuAr liegt mit ihren 68
bis 69 Prozent knapp darunter.

Teuerungsausgleichknapp
verpasst
Christian Platz, Vorstandsmit-
gliedder JuAr, erklärtdieHinter-
gründe: «Früher wurden uns die
Liegenschaften vom Kanton zur
Verfügung gestellt, jetzt bezah-
len wir Miete.» Das Problem sei
besonders, da seit der Finanzre-
form der Immobilienpreis ana-
log zu kommerziell genutzten
Liegenschaftengeschätztwerde.

«Wir erzielen mit unseren
Liegenschaften kein Gewinn.
Unsere Dienstleistungen sind
gratis», führt Platz aus. «Die
kommerziellen Immobilienprei-
se treiben den Liegenschafts-
punkt auf unserer Jahresrech-
nung indieHöhe.Wennsienicht
so hoch wären, hätten wir unse-
re 70 Prozent an Personalkosten
erreicht.» «Wir bezahlen unse-

renLeuteneinenTeuerungsaus-
gleich von zwei Prozent, wenn
wir schon keine substanzielle
Lohnerhöhung vornehmen kön-
nen. Da gibt es keine Diskus-
sion», sagt Christian Platz. Die
Löhne sind zu tief, es sei schwer,
qualifiziertesPersonal zufinden.

Die faire Behandlung ihrer
Mitarbeitendenkommtder JuAr
teuer zu stehen. Mit zirka
100000 Franken Defizit jähr-
lich müssten sie rechnen, wenn
siedenTeuerungsausgleichvom
Kanton nicht erhielten. «Wir ha-
bengewisseRücklagen,aberdie
halten nicht ewig», bedauert
Platz. Spätestens 2025 müsste
die JuAr mehr Geld erhalten,
sonstmüsstensiebeginnen, ihre
Angebote zu kürzen. Das würde
im Widerspruch mit der Zunah-
me von Kindern, Jugendlichen

und jungen Erwachsenen im
Kanton Basel-Stadt stehen, die
seit 2011 bestehe. Für Platz ist
klar: Stellenabbau und Schlies-
sung ist keine Option.

Darum haben sie sich der In-
teressensgemeinschaft Kinder
und Jugendliche (IG KiJu) ange-
schlossen. Die Basta-Grossrätin
Heidi Mück ist Co-Präsidentin
der IGKiJuundsetzt sich füreine
Budgetanpassung der offenen
Kinder-und Jugendarbeit fürdie
nächste Periode ein.

1,5Millionen fürdie
Generationvonmorgen
Der Vorstoss wurde am Mitt-
woch imGrossenRatbehandelt.
DasvorgezogeneBudgetpostulat
verlangt eine Erhöhung von 1,5
Millionen Franken per Budget
2024. «Die Organisationen der

offenen Kinder- und Jugend-
arbeit kämpfen schon lange für
mehr Geld», sagt Heidi Mück.

DiepsychischeBelastungder
Kinder und Jugendlichen habe
zugenommen. Damit steige der
Bedarf an diversen Unterstüt-
zungsangeboten, heisst es in der
Vorlage.FastalleTrägerschaften
würden einen Mehrbedarf an-
melden, der über die Teuerung
hinausgehe.

«Das Timing ist perfekt»,
antwortete Mück auf die Frage,
warumsiedasparlamentarische
Mittel eines vorgezogenes Bud-
getpostulat gewählt hatte. Alle
vier Jahre werden die Verträge
füralle Institutionenderoffenen
Kinder- und Jugendarbeit mit
dem Erziehungsdepartement
neuverhandelt.DiesenFrühling
stehen die Verhandlungen

wieder an. «Jetzt geht’s darum,
demErziehungsdepartement für
dieBeitragsverhandlungeinenfi-
nanziellenSpielraumvorzuschla-
gen», sagtMück.Sie rechtfertigt
diehoheSumme:«Wirwollenes
dieses Mal anders machen, da-
mit es nicht bei kleinen ‹Tröpfli›
auf einem heissen Stein bleibt,
dieamEndefastnichtsbringen.»

Mück sagt im Grossen Rat:
«KinderundJugendlichesinddie
Zukunft,abersiebrauchenunse-
re Hilfe jetzt.» Mehrere Einzel-
rednerinnen und Einzelredner
hobendienötigeLohnanpassung
von Mitarbeitenden der Kinder-
undJugendarbeithervor.Beider
Abstimmung im Grossen Rat
wurdedasBudgetpostulatmit53
Ja- zu 31 Nein-Stimmen und
sieben Enthaltungen ange-
nommen.

Finanzspritze fürBallettschule
Die Ballettschule Theater Basel erhält erneut Unterstützungsgelder.

Mélanie Honegger
und Maria-Elisa Schrade

Die Ballettschule Theater Basel
(BTB) erhält ein weiteres Mal fi-
nanzielle Unterstützung durch
den Kanton. Das hat der Grosse
Rat gestern Morgen beschlos-
sen. Allerdings sprach sich das
Basler Parlament für einen ge-
ringeren Beitrag aus, als die Re-
gierung vorgesehen hatte. Es
folgte damit einem Antrag der
Mitte/EVP-Fraktion. Gespro-
chen wurde ein Beitrag von ins-
gesamt 965 000 Franken. Die
Regierung und die Bildungs-
und Kulturkommission hatten
für einen Beitrag von 1,12 Millio-
nen Franken plädiert.

Bereits 2021 und 2022 er-
hielt die Ballettschule vom Kan-
ton finanzielle Unterstützung.
Dennoch hat sich die wirtschaft-
liche Situation des Vereins nicht
stabilisiert. Nachdem im ver-
gangenenOktoberMissbrauchs-

vorwürfe gegen die Schulleiterin
bekannt wurden, verschärfte
sich die Lage weiter, was zur
Schliessung des EFZ-Lehrgangs
Bühnentanz führte.

AusstehendeForderungen
sorgten fürDiskussionen
Die vom Regierungsrat bean-
tragten Mittel sollen die unmit-
telbar bevorstehende Insolvenz
der Ballettschule abwenden und
sicherstellen, dass die Ausbil-
dung bis zum Sommer fortge-
führt und dann geregelt abge-
schlossen werden kann. Drei
Budgetposten, die insbesondere
der Unterstützung der Schüle-
rinnen und Schüler dienen, wa-
ren imGrossenRatunbestritten.

Der vierte Posten à 425 000
Franken allerdings sollte als
Kostendach «für die Tilgung der
Verbindlichkeiten des Vereins»
eingesetzt werden, also für die
Begleichung ausstehender For-
derungen von Stiftungen, Thea-

ter und dem Vermieter. Der
Punkt löste im Rat eine hitzige
Debatte aus. «Die Verantwortli-
chen der BTB hätten schon lan-
ge wissen müssen, dass das Geld
nicht ausreicht. Hier nur auf den
Staat zu hoffen, reicht nicht, um
verantwortlich einen Betrieb zu
führen», sagte FDP-Grossrat
David Jenny. Schliesslich folgte
eine Mehrheit dem Kürzungsan-
trag der Mitte/EVP-Fraktion.
Dieser sieht als Kostendach die
im Ausgabenbericht als Min-
destbetrag genannten 270 000
Franken vor.

Adrienne Develey, Co-Prä-
sidentin des Vereins BTB, zeigte
sich nach dem Entscheid opti-
mistisch: «Mit dieser Finanzie-
rung können wir das Schuljahr
2022/2023 für die EFZ-Schüler-
innen und Schüler geordnet be-
enden.» Die Schule verfolge zu-
dem das Ziel, den Fortbestand
des Junior- und Hobbybereichs
zu sichern.

WeitereVerbesserungfür
Kantonsangestelltegefordert
Wer Schichtarbeit leistet, soll entlastet werden.

Laura Ferrari

Der Grosse Rat hat am Mitt-
woch eine Motion von LDP-
Grossrat Michael Hug überwie-
sen, die bessere Arbeitsbedin-
gungen für Kantonsangestellte
im Schicht- und Wochenendbe-
trieb fordert. Der Vorstoss er-
hielt eine überwältigende Mehr-
heit – obwohl etliche Parla-
mentsmitglieder mit dem Inhalt
nicht zufrieden waren.

Erst Ende Januar hatte der
Grosse Rat die Motion für eine
38-Stunden-Woche für das Kan-
tonspersonal überwiesen. Da-
mals zeigte sich Hug nicht über-
zeugt und nutzte die Gelegen-
heit, für seine eigene Motion zu
werben. Mit GLP-Grossrat
Tobias Christ fordert er, statt die
Arbeitszeiten zu verkürzen, die
Arbeitsbedingungen für Ange-
stellte im Schicht- und Wochen-
endbetrieb zu verbessern. Dies

sollunteranderemdurchsteuer-
licheVorteilegeschehen.Zudem
fordern Hug und Christ Zusatz-
leistungen wie Mitarbeitenden-
Parkplätze, Gratis-U-Abos und
-Gartenbad-Eintritte.

«Dieses Schreiben ist ein
Schlag ins Gesicht der Polizisten
und Polizistinnen» sagte SVP-
GrossratFelixWehrli.DieAnge-
stellten bei der Polizei würden
ihrenBerufnichtwegenzuwenig
Lohnaufgeben.Basta-Grossrätin
Heidi Mück kritisierte, verschie-
dene Berufsgruppen würden
gegeneinander ausgespielt. Ihre
Partei sei bereit, die Motion zu
überweisen, «damit die Regie-
rung ein Gesamtpaket hat.»

Die Motion wurde mit 80:4
Stimmen überwiesen. Das mag
überraschen, verdeutlicht je-
doch, dass allen Fraktionen Ver-
besserungen der Arbeitsbedin-
gungen für Kantonsangestellte
ein Anliegen sind.

Die Jugendarbeit Basel führt insgesamt 19 operative Einheiten. Eine davon ist das Jugendzentrum Chillout. Bild: Nicole Nars-Zimmer

Geld für längere
Öffnungszeiten
Gartenbäder Frühschwimmen
um sechs Uhr, dieses Angebot
gibt es bisher nur im Gartenbad
St.Jakob. In einer Motion forder-
te SP-Grossrätin Barbara Heer,
dass dies in Zukunft auch in den
Gartenbädern Bachgraben und
Eglisee möglich wird. Zudem
forderte die Grossrätin in einer
zweiten Motion, dass die Öff-
nungszeiten der drei Gartenbä-
der in Basel ausgeweitet wer-
den. Somit sollen sie in der
Hauptsaison bis um 21 Uhr statt
20 Uhr offen sein. Der damit
verbundene Personalaufwand
kostet den Kanton insgesamt
130 000 Franken.

Erziehungsdirektor Conra-
din Cramer fand, dass man mit
der jetzigen Situation, nämlich
mit spontanen Öffnungszeiten,
besser fahre, da sich dies be-
währt habe. Die Gartenbäder
dürfen heute situativ länger als
20 Uhr geöffnet haben. Das
Frühschwimmen sei ein belieb-
tes Angebot, jedoch sieht Cra-
mer bei einer Ausweitung auf
dieanderenGartenbäderkeinen
grossen Mehrwert, da «sich die
jetzigen angefressenen Nutzer
verteilen und es keine grosse
Steigerung an Besucherzahlen
frühmorgens geben würde».

Der Budgetierung für länge-
re Öffnungszeiten ab 2024 hat
der Grosse Rat in seiner Sitzung
am Mittwoch zugestimmt. (fer)


